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ERKENNTNIS 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Habersack als Einzelrichter über die Beschwerde der XXXX, 
StA. Georgien, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 22.06.2007, FZ. 07 03.163-BAE, nach 
Durchführung einer mündlichen Verhandlung am 16.04.2008 und am 15.10.2009 zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß § 3 Abs. 1, § 8 Abs. 1 Z 1 und § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 idgF als unbegründet 
abgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

I. Verfahrensgang 
 

1. Die Beschwerdeführerin gab an, eine Staatsangehörige von Georgien zu sein und stellte nach illegaler Einreise 
in das Bundesgebiet am 30.03.2007 einen Antrag auf internationalen Schutz. Sie wurde hiezu am selben Tag 
durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes der Grenzbezirksstelle Neusiedl am See sowie am 04.04.2007 
und am 20.06.2007 vor dem Bundesasylamt niederschriftlich einvernommen. 
 

2. Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 22.06.2007, FZ. 07 03.163-BAE, wurde der Antrag auf 
internationalen Schutz in Spruchteil I unter Berufung auf § 3 Abs. 1 AsylG bezüglich der Zuerkennung des 
Status des Asylberechtigten abgewiesen; in Spruchteil II wurde gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG der Antrag auf 
internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den 
Herkunftsstaat Georgien abgewiesen; in Spruchpunkt III. wurde die Beschwerdeführerin gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 
AsylG aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Georgien ausgewiesen. Gegen diesen mit Wirksamkeit vom 
27.06.2007 der Beschwerdeführerin durch Hinterlegung beim zuständigen Postamt zugestellten Bescheid wurde 
am 09.07.2007 fristgerecht Berufung (nunmehr Beschwerde) erhoben. Der Beschwerde wurden Berichte von 
Human Rights Watch und International Helsinki Federation über Foltervorwürfe in Polizeigewahrsam in 
Georgien aus dem Jahr 2007 beigelegt. 
 

3. Am 16.04.2008 führte der Unabhängige Bundesasylsenat in der Sache der Beschwerdeführerin eine - mit dem 
Verfahren ihres Sohnes gemäß § 39 Abs. 2 AVG verbundene - öffentlich mündliche Verhandlung durch. Die 
mündliche Verhandlung wurde auf unbestimmte Zeit vertagt und die beiden Beschwerdeführer zur Vorlage 
diverser Dokumente und Beweismittel innerhalb von drei Monaten aufgefordert. 
 

4. Am 15.10.2009 wurde die - mit dem Verfahren ihres Sohnes gemäß § 39 Abs. 2 AVG verbundene - öffentlich 
mündliche Verhandlung vom 16.04.2008 vor dem Asylgerichtshof fortgesetzt. In dieser wurden der 
Beschwerdeführerin und ihrem Sohn einerseits Gelegenheit gegeben, neuerlich ihre Ausreisemotivation 
umfassend darzulegen sowie die aktuelle Lageentwicklung in Georgien anhand vorliegender 
Länderdokumentationsunterlagen erörtert. Der Aufforderung zur Dokumentenvorlage wurde nicht 
nachgekommen. 
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5. Mit Schreiben der Bezirkshauptmannschaft Wiener Neustadt vom 18.11.2009 wurde dem Bundesasylamt 
mitgeteilt, dass die Beschwerdeführerin an ihrer zuletzt gemeldeten Adresse in XXXX, seit 16.11.2009 nicht 
mehr gemeldet / aufhältig ist und unbekannt verzogen ist / unbekannten Aufenthaltes ist. 
 

II. Sachverhalt: 
 

1. Die Beschwerdeführerin ist Staatsangehörige von Georgien, Angehörige der georgischen Volksgruppe und 
orthodoxen Glaubens. Sie wurde im Dorf XXXX, Region XXXX, geboren, wo sie auch aufgewachsen ist und 
von 1974 bis 1984 die Grund- und Mittelschule besuchte. Von 1985 bis 1988 absolvierte sie ein Studium an der 
Universität für Landwirtschaft in Tbilisi und arbeitete anschließend kurzzeitig in einer Weinkellerei. Von 1989 
bis 2005 war die Beschwerdeführerin in einer Kosmetikfirma beschäftigt, danach war sie wieder in einer 
Weinkellerei bis zu ihrer Ausreise im März 2007 tätig. Die Eltern der Beschwerdeführerin sind bereits 
verstorben, ihre Schwiegereltern und Tanten sind nach wie vor in Georgien wohnhaft. 
 

Am XXXX ehelichte die Beschwerdeführerin den georgischen Staatsbürger namens XXXX, dessen 
Aufenthaltsort jedoch ungewiss bzw. unbekannt ist. 
 

Die Beschwerdeführerin reiste gemeinsam mit ihrem Sohn, XXXX, und ihrem Neffen namens XXXX, am 
XXXX illegal nach Österreich ein, wobei sich ihr Sohn derzeit ebenfalls im Beschwerdeverfahren vor dem 
Asylgerichtshof befindet. Der Neffe der Beschwerdeführerin war zum Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung 
vor dem Unabhängigen Bundesasylsenat in Spanien aufhältig und lebt seit Mai 2009 - zusammen mit der 
Tochter der Beschwerdeführerin namens XXXX, welche vorerst in Georgien bei ihrer Großtante verblieb - in 
einer Mietwohnung in Italien, wo er auch arbeitet. Weder die Tochter noch der Neffe der Beschwerdeführerin 
haben bis dato in Italien einen Asylantrag gestellt. Die Beschwerdeführerin hat in Österreich keine weiteren 
Familienangehörigen oder Verwandten. 
 

Die Beschwerdeführerin war zuletzt (seit 01.04.2009) an der Adresse 

XXXX. 
 

Es kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeführerin in Georgien eine asylrelevante - oder sonstige - 
Verfolgung oder Strafe maßgeblicher Intensität oder die Todesstrafe droht oder der Beschwerdeführerin in 
Georgien die Existenzgrundlage völlig entzogen wäre. Es ergaben sich auch nach Prüfung gemäß Art. 8 EMRK 
im vorliegenden Fall keine gegen die vorgesehene Ausweisung bestehenden Hinderungsgründe. 
 

2. Zur Lage in Georgien wird festgestellt: 
 

Allgemeine Lage 
 

Georgien ist eine demokratische Republik. Seine Verfassung wurde am 24. August 1995 und am 6. Februar 2004 
wesentlich geändert. Neben dem Staatspräsidenten steht ein Premierminister in der Regierungsverantwortung, 
die Verfassung sichert aber dem Parlament eine wichtige Rolle. Sie bekennt sich zu den Grund- und 
Menschenrechten einschließlich der Meinungs- und Pressefreiheit. Georgien unternimmt Anstrengungen, sich 
bei der Rechtsreform und der Wahrung der Menschen- und Minderheitenrechte den Standards des Europarats 
anzupassen. 1996 wurde ein Verfassungsgericht eingerichtet, 1997 die Todesstrafe abgeschafft. Defizite, am 
auffälligsten im Bereich des Strafvollzugs, der unter einem chronisch defizitären Budget leidet, bestehen jedoch 
fort. 
 

(Auswärtiges Amt, Länder- und Reiseinformationen: Georgien, Stand April 2009, 

http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/Georgien/Innenpolitik.html, Zugriff 
12.10.2009) 
 

Die Republik Georgien befindet sich seit der Rosenrevolution 2003 in einer Umstrukturierungsphase, die fast 
alle Bereiche der Verwaltung betrifft. In diesem Zusammenhang ist es zu einer völligen Neuausrichtung der 
politischen und strukturellen Schwerpunkte gekommen. Der derzeitige Blick des Landes ist stark gegen 
"Westen" gerichtet und hier spielt die Kooperation mit den Vereinigten Staaten eine zentrale Rolle. 
 

(Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 1.11.2007) 
 

Politik/Wahlen 
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Unter sieben Kandidaten wurde Präsident Saakaschwili nach einem intensiven Wahlkampf am 05.01.2008 mit 
53,47 Prozent der Stimmen für eine zweite Amtszeit wiedergewählt; der Kandidat des Oppositionsbündnisses 
Gatschetschiladse erhielt 25,69 Prozent. Oppositionsparteien unterstellten Manipulationen. Internationale 
Wahlbeobachter bescheinigten Georgien im Wesentlichen die Einhaltung der meisten demokratischen Standards, 
kritisierten aber auch zu beseitigende Missstände. 
 

(Auswärtiges Amt, Länder- und Reiseinformationen: Georgien, Stand April 2009, 

http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/Georgien/Innenpolitik.html, Zugriff 
12.10.2009) 
 

Am 21. Mai 2008 fanden vorgezogene Parlamentswahlen statt. Die Regierungspartei "Vereinte 
Nationalbewegung" (UNM) von Staatspräsident Saakaschwili errang dabei 59,18 Prozent der Zweitstimmen und 
71 von 75 Direktmandaten. Insgesamt verfügt die UNM damit über 119 von 150 Mandaten, was einer deutlichen 
verfassungsändernden Mehrheit entspricht. Daneben haben vier Oppositionsparteien den Einzug in das 
Parlament geschafft: das damals aus mehreren Parteien bestehende Bündnis "Nationaler Rat/Neue Rechte" mit 
17,73 Prozent der Zweitstimmen und zwei Direktmandaten, die Christlich-Demokratische Bewegung von Giorgi 
Targamadse mit 8,66 Prozent der Zweitstimmen, die Arbeitspartei mit 7,44 Prozent der Zweitstimmen und die 
Republikaner mit zwei Direktmandaten (lediglich 3,78 Prozent der Zweitstimmen bei einer 5-Prozent-Hürde). 
Wahlbeobachter zogen ein im Kern positives Fazit der Wahlen, die den Wählern echte Wahlalternativen boten 
und deren Ergebnisse grundsätzlich den Wählerwillen abbildeten. Sie verwiesen allerdings auch auf zahlreiche, 
teilweise schwerwiegende Zwischenfälle in einzelnen Wahlbezirken und die damit verbundenen weiter 
bestehenden Herausforderungen beim Aufbau eines demokratischen Staatswesens in Georgien. Am Abend des 
Wahltags folgten nur 3000 Menschen Protestaufrufen der Opposition. Am 26.05.2008 kam es zu 
Demonstrationen mit - je nach Quelle - 20 000 bis 50 000 Teilnehmern. 
 

(Der Standard.at, Opposition stellt Präsident Saakaschwili Ultimatum, 26.05.2008; Die Presse.at, Georgien: 
Opposition droht nach Wahl mit "Volksaufstand", 22.05.2008, 
http://diepresse.com/home/politik/aussenpolitik/385451/index.do?direct=385784&_vl_backlink=/home/politik/a
ussenpolitik/index.do&selChannel=, Zugriff 26.05.2008; Auswärtiges Amt, Länder- und Reiseinformationen: 

Georgien, Stand April 2009, 

http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/Georgien/Innenpolitik.html, Zugriff 
12.10.2009) 
 

Konflikte um Südossetien und Abchasien 
 

Im Zuge der Auflösung der UdSSR erhöhten sich die Spannungen innerhalb Georgiens in den Gebieten 
Abchasien und Südossetien als der autonome Status der Provinzen von georgischen Nationalisten in Frage 
gestellt wurde. Nach der georgischen Unabhängigkeit führten heftige Statuskämpfe mit der Zentralregierung 
1992 zu Unabhängigkeitserklärungen Südossetiens und Abchasiens, die aber von der internationalen 
Gemeinschaft nicht anerkannt wurden. 
 

In Abchasien führten die Kämpfe zu Flucht und Vertreibung der georgischen und nicht-abchasischen 
Bevölkerung. Georgien muss seitdem mit dem Schicksal von rund 260.000 Binnenflüchtlingen fertig werden. 
Seit 1994 galt ein insgesamt eingehaltener, im Moskauer Abkommen festgeschriebener Waffenstillstand, 
überwacht durch eine Beobachtergruppe der Vereinten Nationen (UNOMIG) in Zusammenarbeit mit einer GUS-
Friedenstruppe. 
 

Der Konflikt um Südossetien wurde durch den Waffenstillstand von Sotschi 1992 vorübergehend befriedet; die 
OSZE erhielt ein Beobachtungsmandat. 
 

In beiden Gebieten waren seither russische Truppen als sogenannte friedenserhaltende Kontingente präsent. Der 
Einfluss des Nachbarlandes dort wuchs kontinuierlich und es wurden seit einigen Jahren russische Pässe an die 
abchasische und südossetische Bevölkerung ausgegeben. Im Laufe des Jahres 2008 verschärften sich die 
Spannungen um die georgischen Konfliktgebiete bzw. zwischen Georgien und Moskau dramatisch. Nach 
zahlreichen blutigen Zwischenfällen und Provokationen aller Seiten eskalierte der Konflikt um Südossetien am 
7. August 2008 nach einem Vorstoß georgischer Truppen in die südossetische Hauptstadt Zchinwali zu einem 
georgisch-russischen Krieg, der nach fünf Tagen durch einen von der EU vermittelten Waffenstillstand beendet 
wurde. 
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Die internationale Gemeinschaft hat Georgien am 22. Oktober 2008 bei einer Geberkonferenz in Brüssel für 
insgesamt 4,5 Mrd. USD Unterstützung bei der Bewältigung der humanitären, finanziellen und wirtschaftlichen 
Folgen zugesagt. 
 

(Auswärtiges Amt, Länder- und Reiseinformationen: Georgien, Stand April 2009, 

http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/Georgien/Innenpolitik.html, Zugriff 
12.10.2009) 
 

Korruption 
 

Behördliche Korruption ist gesetzlich verboten. Auf niedrigerer Ebene werden diese Gesetze auch umgesetzt, auf 
höheren Ebenen können Behörden hingegen noch immer mit einer gewissen Straffreiheit rechnen. Der Weltbank 
zufolge ist Korruption ein ernsthaftes Problem in Georgien. 
 

(U.S. Department of State, Country Reports on Human Rights Practices 2007: Georgia, 11.03.2008) 
 

Obwohl Korruption in Georgien noch immer bedenklich ist, beginnen die rigorosen Antikorruptionsmaßnahmen 
der Regierung zu greifen. Nachdem diese unmittelbar nach der Rosenrevolution eher ungeordnet und 
ungenügend waren, wurden die Maßnahmen im Laufe der Jahre umfassender und geordneter. Ein Mangel an 
Transparenz in öffentlichen Einrichtungen trägt aber dazu bei, dass noch immer Bedenken bezüglich Korruption 
bestehen. 
 

(Freedom House, Nations in Transit 2007: Georgia, Juni 2007) 
 

Korruptionsbekämpfung 
 

Auch 2007 wurden im Bereich der Korruptionsbekämpfung gute Fortschritte erzielt. Die Regierung 
verabschiedete im Mai 2007 eine neue Antikorruptions-Strategie, die in Zusammenarbeit mit der 
Zivilgesellschaft ausgearbeitet worden war. Prioritäten der Strategie sind: Korruption sowohl im privaten als 
auch öffentlichen Sektor zu bekämpfen, die Arbeit der Justiz und Exekutivorgane zu verbessern, sowie die 
Antikorruptionsgesetzgebung zu verbessern. Allerdings wurden keine klaren Zeitrahmen für die Umsetzung des 
Aktionsplans festgelegt. Georgien hat die UN Antikorruptionskonvention noch nicht ratifiziert. Die Group of 
States Against Corruption (GRECO) berichtete im November 2007 über Fortschritte in der 
Korruptionsbekämpfung. Vor allem im öffentlichen Sektor ist Korruption noch ein Problem. 
 

(Europäische Kommission, ENP Progress Report: Georgia, 03.04.2008) 
 

Positive Veränderungen im Bereich der Korruptionsbekämpfung sind in folgenden Bereichen zu verzeichnen: 
Aufnahmeprüfungen an Universitäten, staatliche Lizenzen, Steuereinnahmen, Meldewesen. 
 

(U.S. Department of State, Country Reports on Human Rights Practices 2007: Georgia, 11.03.2008) 
 

Justiz 
 

Im Rahmen der Justizreform wurde zum einen der Instanzenzug neu geregelt, zum anderen aber auch eine 
radikale Verjüngung der Richterschaft durchgesetzt. Reformanstrengungen im Rechtsbereich werden fortgesetzt, 
um fortbestehende Defizite wie z.B. den Rückstau an Verfahren und die zum Teil unhaltbaren Zustände in den 
Strafvollzugsanstalten zu beseitigen. Entscheidungen sind vielfach nicht nachvollziehbar bzw. fehlt es häufig an 
jeglicher Begründung für solche. Das Justizsystem in Georgien ist trotz aller Reformbemühungen noch nicht auf 
internationalem Standard. 
 

Einige Prozesse sind zum Teil politisch motiviert und das Urteil steht bereits bei Beginn des Prozesses fest. Dies 
betrifft vor allem politisch hoch sensible Verfahren, aber in gewissen Fällen auch Prozesse ohne größere 
politische Brisanz. Die Richterschaft in Georgien ist einem gewissen politischen Druck ausgesetzt, in die eine 
oder andere Richtung zu entscheiden. 
 

(Auswärtiges Amt, Länder- und Reiseinformationen: Georgien, Stand April 2009, 

http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/Georgien/Innenpolitik.html, Zugriff 
12.10.2009; Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 
01.11.2007) 
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Es gibt eine unabhängige Staatsanwaltschaft, der eine ähnliche Aufgabenstellung übertragen wurde wie in 
Österreich. Derzeit strebt man eine weitgehende Annäherung des georgischen Justizsystems an jenes der 
Vereinigten Staaten an, was sich etwa an der Übernahme der Schwurgerichtsbarkeit zeigt. Es wurde gerade im 
Strafrechtsbereich eine umfassende Gesetzesnovelle vollzogen. Die hier eingeschlagene Richtung geht hin zu 
einer "law and order" Politik. Die Strafen für einige Delikte wurden merklich erhöht. Der Strafrahmen auch für 
relativ geringe Vergehen ist in Georgien sehr hoch und hohe Haftstrafen werden auch in der Praxis verhängt. 
Das Alter für Strafmündigkeit liegt in Georgien bei 12 Jahren. 
 

Es wurde auch ein Zeugenschutzprogramm etabliert. Hier sind alle üblichen Maßnahmen wie neue Identitäten 
und Wohnort möglich. Ein eigenes Büro für kostenlose juristische Beratung ist derzeit in Ausarbeitung. 
 

(Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 01.11.2007) 
 

Das Gesetz sieht eine unabhängige Justiz vor, dennoch wird seitens der Exekutive und anderen 
Interessensgruppen von außen Druck auf die Justizbehörden ausgeübt. Nichtregierungsorganisationen 
konstatieren, dass Justizbehörden die Entscheidungen der Staatsanwaltschat ungeprüft "abstempelten". 
Außerdem wird die mangelnde Erfahrung der Richter für das Fehlen unabhängiger Entscheidungen 
verantwortlich gemacht. 
 

Der für die Disziplinierung der Richter zuständige Hohe Justizrat wurde reorganisiert, nunmehr sind dort keine 
Mitglieder der Exekutive mehr vertreten. Zwei der 13 Mitglieder werden vom Präsidenten ernannt. Die 
Kompetenz der Ernennung und Entlassung von Richtern wurde vom Präsidenten auf den Hohen Justizrat 
übertragen. 
 

(U.S. Department of State, Country Reports on Human Rights Practices 2007: Georgia, 11.03.2008) 
 

Sicherheitsbehörden 
 

Die Polizeiarbeit in Georgien hat sich merklich professionalisiert und die Korruption konnte verringert werden. 
Grundlegend verweigert die Polizei in Georgien ihre Arbeit nicht. Dennoch kann es zu Fehlverhalten kommen, 
es gibt noch immer Fälle von missbräuchlicher Anwendung von Gewalt. Die 2004 begonnen Reform der Polizei 
bedarf aber noch weiterer Schritte, um die angestrebten europäischen Standards zu erfüllen. 
 

(Auswärtiges Amt, Länder- und Reiseinformationen: Georgien, Stand April 2009, 

http://www.auswaertiges-amt.de/diplo/de/Laenderinformationen/Georgien/Innenpolitik.html, Zugriff 
12.10.2009; Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 
01.11.2007) 
 

Der Schwerpunkt der Polizeiarbeit lag in den letzten Monaten zunehmend auf dem Bereich der organisierten 
Kriminalität, eine eigene Spezialabteilung wurde eingerichtet. Hochrangige Vertreter der organisierten 
Kriminalität konnte verhaftet werden. 
 

Es gibt in Georgien eigene Verbrechenshotlines, die 24 Stunden besetzt sind und bei denen jeder Bürger 
Verbrechen melden und um Hilfe ansuchen kann. Darüber hinaus kann jeder Bürger die häufig anzutreffenden 
Polizisten im Streifendienst aufhalten, oder aber direkt bei Polizeistationen um Hilfe bitten. 
 

(Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 01.11.2007) 
 

Die Aufklärungsquote für Verbrechen ist in letzter Zeit gestiegen, auch wenn die Zahl der registrierten 
Verbrechen an sich ebenfalls leicht gestiegen ist. Die ist jedoch teils auch dadurch bedingt, dass Bürger vermehrt 
auch Anzeigen aufgrund eines Verbrechens tatsächlich erstatten und somit eine immer geringer werdende Zahl 
an Vergehen nicht registriert wird. 
 

Die Konditionen für Polizisten haben sich verbessert, wie etwa die jüngeren Gehaltserhöhungen - das Gehalt der 
Polizisten in Georgien wurde in den letzten 2-3 Jahren verzwölffacht. Dennoch bedeuteten die jüngeren 
Reformmaßnahmen einen realen Einkommensverlust, da das relativ einträgliche "Schmiergeld" nun nicht mehr 
so einfach wie früher eingehoben werden kann. Darüber hinaus gibt es spezielle soziale Vorteile für 
Polizeibeamte. Hinzu kam es zu umfassenden Trainingsprogrammen für Polizisten, die vielfach mit 
internationalen Kooperationen, etwa mit der OSZE, durchgeführt wurden. 
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(Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 01.11.2007) 
 

Bei Fehlverhalten von Polizeibeamten kann man sich als Bürger direkt anonym beim Innenministerium 
beschweren. Der Großteil derartiger Beschwerden betraf mangelnde Ermittlungsarbeit und vereinzelt Fälle von 
vorgebrachten Misshandlungen, wobei derartige Anzeigen deutlich zurückgegangen sind. Der Ombudsmann 
konnte zuletzt noch ca. 20-30 Fälle registrieren, in denen entweder Anzeigen nicht angenommen wurden oder 
Ermittlungen blockiert wurden. Dies betrifft vor Allem die "unteren Ebenen". Bei Publikation derartiger 
Vorkommnisse konnte hier in der Vergangenheit Abhilfe geschaffen werden. 
 

(Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 01.11.2007) 
 

Ombudsmann 
 

Die Ombudsmann Institution in Georgien existiert seit 10 Jahren, wobei der Schwerpunkt auf dem Schutz der 
Menschenrechte in Georgien liegt. Derzeit ist bereits der dritte Ombudsmann in sein Amt gewählt worden. Die 
Tätigkeiten des Ombudsmannes umfassen verschiedene Schwerpunktbereiche. Hierzu zählt der Kampf gegen 
Polizeigewalt, wobei Polizeistationen seitens der Mitarbeiter des Ombudsmannes regelmäßig besucht werden, 
sowie den Bedingungen in den Haftanstalten. Der Ombudsmann muss dem georgischen Parlament zweimal 
jährlich Bericht erstatten. 
 

(Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 01.11.2007) 
 

Grundversorgung 
 

Die Grundversorgung ist in Georgien gewährleistet. Es gibt keine Fälle von Hungernöten und damit in 
Zusammenhang stehenden Todesfällen. Für sehr arme Menschen gibt es staatliche Programme, die in ihrer 
finanziellen Ausstattung aber nur das Allernötigste abdecken können. In einem Pilotprojekt wurden 181.000 
Personen durch staatliche Sozialleistungen abgedeckt. Um in das Sozialprogramm zu kommen, muss ein 
Antragsformular ausgefüllt werden und Sozialarbeiter entscheiden letztlich über den Zugang zu den 
Sozialleistungen. Für die Ärmsten der Armen gibt es auch von NGOs betriebene Tagesküchen. Das Netz an 
Geschäften mit Gütern für den täglichen Bedarf ist landesweit gut ausgebaut, die Versorgung wird in erster Linie 
durch Märkte oder sehr kleine Läden wahrgenommen. 
 

Der wichtigste soziale Rückhalt in Georgien ist wie in anderen Kaukasusstaaten der Familienzusammenhalt. 
Sollte es zu einer Notlage aus sozialen oder medizinischen Gründen kommen, ist der Zusammenhalt innerhalb 
der Familien sehr groß und es wird alles unternommen, um die erforderlichen Mittel bereitstellen zu können. 
 

(Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 1.11.2007) 
 

Die Grundversorgung der Bevölkerung ist gewährleistet. Dazu trägt auch die internationale Gebergemeinschaft 
bei, die auf besonders betroffene Bevölkerungsgruppen (Vertriebene aus den inner-georgischen 
Konfliktgebieten, Waisen, Behinderte, allein stehende Rentner, Alleinerziehende) zielt. Staatliche 
Unterstützungsprogramme gibt es vor allem für Vertriebene aus Abchasien und Südossetien. 
 

(Auswärtiges Amt, Bericht über asyl- und abschieberelevante Lage in Georgien, 24.04.2006) 
 

Medizinische Versorgung: 
 

Grundlegendste medizinische Notfallversorgung ist in Georgien für jedermann gewährleistet. Die Ausstattung 
von Krankenhäusern in Georgien entspricht vielfach jedoch nicht internationalen Standards. Dennoch können 
fast alle Erkrankungen wie in Westeuropa zufrieden stellend behandelt werden. Hepatitis B und C sind in 
Georgien ebenfalls in speziellen Abteilungen behandelbar. Probleme gibt es noch mit Drogenersatzprogrammen. 
So ist Methadon derzeit in Georgien nicht verfügbar. 
 

Die Krankenanstalten in Tiflis sind auch im staatlichen Bereich mit den erforderlichen grundlegenden 
Apparaturen und Einrichtungen gut ausgestattet. Auch psychologische Erkrankungen wie PTBS sind in 
Georgien behandelbar (etwa in der Spezialklinik in Tiflis) Es gibt auch eigene Dialysestationen. Bei der Dialyse 
gibt es ein staatliches Programm, über welches man zu einer kostenfreien Dialysebehandlung kommen kann. 
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Personen, die nicht von diesem Programm erfasst sind, müssen für die (sehr teure) Behandlung selbst 
aufkommen. 
 

Die Gesamtlage in qualitativer Hinsicht in Georgien hat sich im Vergleich zu früheren Jahren verbessert. Es gibt 
einen kostenlosen Krankennotruf und Kleinkinder bekommen über kostenlose staatliche Impfprogramme die 
notwendigen Impfungen. 
 

Absolut erforderliche Notfallbehandlungen sind sichergestellt, ohne dies von den finanziellen Ressourcen der 
betroffenen Personen abhängig zu machen. Fast alle gängigen Nachsorgeuntersuchungen gehen jedoch zu Lasten 
des Patienten. 
 

(Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 01.11.2007) 
 

Die kostendeckende Übernahme der Kosten der medizinischen Behandlungen durch den Staat ist nicht in allen 
Fällen möglich. Die Kostenübernahme ist jedoch u.a. bei Geburten, Krebs, psychiatrische Behandlung, 
Tuberkulose, Lebensbedrohung möglich. Einige Krankenhäuser, die mit internationaler humanitärer Hilfe 
unterstützt werden, behandeln besonders bedürftige Patienten kostenlos. Gleiches gilt für einzelne besonders 
engagierte Ärzte. In Tiflis und anderen großen Städten existieren Krankenhäuser und andere medizinische 
Einrichtungen, in denen überlebensnotwendige Maßnahmen durchgeführt werden. In sechs über das Land 
verteilten Krankenhäusern sind Plätze für die psychiatrische Behandlung von bis zu 1.000 chronisch kranken 
Patienten vorhanden. Chronische Erkrankungen aus dem Bereich der inneren Medizin können ggf. nach 
Einstellung in speziellen Zentren in Tiflis und den größeren Städten Batumi, Kutaissi, Telawi grundsätzlich 
behandelt werden. Die Standards in den Tifliser Krankenhäusern sind in der Regel höher als in den übrigen 
Städten, so dass zahlungskräftige Patienten eine Behandlung in Tiflis vorziehen. 
 

(Auswärtiges Amt, Bericht über asyl- und abschieberelevante Lage in Georgien, 24.04.2006, 
Anfragebeantwortung des Verbindungsbeamten ÖB Tiflis vom 23.06.2009) 
 

Das staatliche Programm der Behandlung der Infektionskrankheiten umfasst die stationäre Behandlung der 
Hepatitis B+C ohne spezifische Medikamente (Interferon, Ribavirin) und dessen mittlerer Tarif beträgt 386 GEL 
(ungefähr 169 Euro). Die Behandlungskosten müssen zu einem gewissen Anteil vom Patienten selbst getragen 
werden: 
 

Für Kinder bis 3 Jahren 20% bezahlt der Patient; 
 

Patienten im Alter von 3-60 Jahren bezahlen 50% der Kosten selbst; 
 

Patienten über 60 Jahren bezahlen 30% der Kosten selbst. 
 

Das staatliche Programm der phthisiatrischen Behandlung wird vollständig vom Staat finanziert, sodass für die 
Patienten von Tuberkulose keine Kosten anfallen. Dieses Programm steht sowohl den georgischen Bürgern offen 
als auch den Ausländern, die sich auf dem Territorium Georgiens aufhalten. Die auf Territorium Georgiens 
positiv getesteten Personen, welche mit den säurehaltigen Bakterien (MGB+) infiziert sind, werden hier 
kostenlos behandelt auch wenn es sich um staatenlose Bürger handelt. 
 

(Anfragebeantwortung des Verbindungsbeamten ÖB Tiflis vom 23.06.2009) 
 

Behandlung nach Rückkehr 
 

Nach georgischem Recht ist es nicht strafbar, aus einem anderen Land ausgewiesen oder abgeschoben zu 
werden. Auch die Stellung von Asylanträgen im Ausland wird nicht strafrechtlich verfolgt. Staatliche 
Unterstützungsprogramme gibt es vor allem für Vertriebene aus Abchasien und Südossetien, die sich - in 
Notunterkünften untergebracht - häufig in einer besonders schwierigen Lage befinden. 
 

(Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Georgien, 20.05.2005; 
Bundesasylamt, Bericht zur Fact Finding Mission - Armenien, Georgien, Aserbaidschan, 1.11.2007) 
 

IOM betreibt ein Unterstützungsprogramm für Emigranten, die nach Georgien zurückkommen, das sie bei der 
Reintegration unterstützt. IOM hat auch das Beschäftigungszentrum in Tbilisi und in Batumi, wo es Beratungen 
für die Bevölkerung gibt, die arbeitslos sind. Da werden sie dabei unterstützt, wie sie Arbeit finden können, und 
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wo sie Arbeit bekommen. Bis April 2009 gab es auch das Programm der humanitären Hilfe für die Flüchtlinge, 
sie haben ihnen etappenweise Gegenstände für das tägliche Leben (sanitäre Verbrauchsgüter) geliefert. 
 

Überdies gibt es eine Unterstützung für Sozialfälle. Jemand der angibt ein Sozialfall zu sein, wird vom 
Sozialministerium untersucht. Wenn die Person unter der Armutsgrenze liegt, gibt es verschiedentliche 
Unterstützungen wie z.B. Geld (geringes Taschengeld), Ermäßigungen bei Busfahrten, bei ärztlichen 
Untersuchungen usw. Darunter fallen auch Personen die körperlich und geistig behindert sind sowie 
Kriegsinvaliden und -veteranen. 
 

(Anfragebeantwortung des Verbindungsbeamten ÖB Tiflis vom 23.06.2009) 
 

Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in die erstinstanzlichen Akte unter zentraler Berücksichtigung der 
niederschriftlichen Angaben der Beschwerdeführerin und ihrem Sohn vor der Erstbehörde, den bekämpften 
Bescheid, den Beschwerdeschriftsatz sowie durch öffentlich mündliche Verhandlung der Beschwerdesache und 
durch Berücksichtigung oben angeführter Länderdokumentationsunterlagen. 
 

III. Beweiswürdigend wird ausgeführt: 
 

1. Die Feststellungen zur Person der Beschwerdeführerin gründen sich auf folgende Beweiswürdigung: 
 

Die Feststellungen hinsichtlich der Staatsangehörigkeit und der Identität der Beschwerdeführerin sowie 
hinsichtlich ihrer illegalen Einreise in das Bundesgebiet und des Datums ihrer Asylantragstellung ergeben sich 
aus dem Akteninhalt, insbesondere aus dem von der Beschwerdeführerin bereits im erstinstanzlichen Verfahren 
vorgelegten, auf ihren Namen ausgestellten georgischen Personalausweis, ausgestellt am XXXX vom XXXX, 
sowie aus der vorgelegten Geburtsurkunde. 
 

Die Feststellungen zur Volksgruppen- und Religionszugehörigkeit sowie zu den familiären Verhältnissen der 
Beschwerdeführerin gründen sich auf deren in diesen Punkten glaubwürdigen Angaben im Asylverfahren sowie 
auf die im Verfahren vorgelegte Heiratsurkunde. 
 

Die aktuellen Meldedaten ergeben sich aus den amtswegigen Abfragen des Zentralen Melderegisters und der 
Fremdeninformation. 
 

Was hingegen die von der Beschwerdeführerin vorgebrachten Fluchtgründe betrifft, so ist Folgendes 
auszuführen: 
 

Die Beschwerdeführerin brachte zur Begründung ihrer Ausreise konstant vor, dass ihr Ehegatte XXXXgewesen 
und mit den Untersuchungen im Mordfall XXXX, welcher sich amXXXX ereignet habe, betraut worden sei. Die 
georgische Regierung habe den Mord an jenem Finanzmanager drei kriminellen Männern namens XXXX 
anlasten wollen, welche in weiterer Folge für neun bzw. sieben Jahre verhaftet worden seien. Ihr Ehegatte habe 
über diese staatliche Intrige Bescheid gewusst und die tatsächlichen Mörder, welche hochrangige Personen 
gewesen seien, öffentlich zur Rechenschaft ziehen wollen. Daraufhin sei ihr Ehegatte aus dem XXXX entlassen 
worden und habe man von ihm die im Rahmen seiner Ermittlungen sichergestellten Beweismittel und 
aufgenommenen Protokolle, einfordern wollen. AmXXXX hätten maskierte Männer, welche sich als Polizisten 
ausgegeben hätten, das Familienhaus durchsucht, den Ehegatten bedroht und diesen in weiterer Folge 
mitgenommen und dermaßen geschlagen, sodass ein einwöchiger Krankenhausaufenthalt erforderlich gewesen 
sei. Am XXXX habe ihr Ehegatte eine Ladung des Innenministeriums für die am XXXX anberaumte 
Gerichtsverhandlung betreffend jenen Mordfall erhalten. Am XXXX seien ihr Sohn und ihr Neffe in einem 
Internetkaffeehaus einer bloß scheinbar polizeilichen Routinekontrolle bzw. Ausweiskontrolle unterzogen 
worden, diese sei in Wirklichkeit jedoch in Zusammenhang mit den Problemen ihres Ehegatten gestanden. Da 
ihr Sohn bzw. ihr Neffe der Aufforderung zum Einsteigen ins Polizeiauto nicht nachgekommen und weggelaufen 
seien, habe ein Polizeibeamter auf sie geschossen und ihren Sohn am Fuß getroffen und verletzt. Am 
darauffolgenden Tag sei ihr Sohn ambulant behandelt und die Schusspatrone entfernt worden. Ihr Ehegatte habe 
amXXXX das Familienhaus verlassen und ist seit jenem Tag nicht mehr zurückgekehrt. Am XXXX sei die 
Fensterscheibe im Familienhaus mit einem Stein, an dem ein Zettel gebunden gewesen sei, zerschlagen worden. 
Auf den Zettel wurde die Beschwerdeführerin aufgefordert, die Unterlagen ihres Ehegatten herauszugeben bzw. 
dessen Aufenthaltsort bekanntzugeben, ansonsten die Familie Probleme bekommen würde. Die 
Beschwerdeführerin selbst habe keine Probleme mit den georgischen Behörden bzw. Schwierigkeiten in 
Georgien gehabt. Auch sei sie weder persönlich bedroht noch tätlich angegriffen worden und habe sie ihr 
Heimatland lediglich wegen ihres Sohnes verlassen. Im Falle einer Rückkehr befürchte sie jedoch aufgrund der 
bereits auf ihren Ehegatten und ihren Sohn verübten Übergriffe ebenfalls Opfer derselben zu werden. 
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Die Beschwerdeführerin machte zur Begründung ihrer Ausreise demnach keine gegen sie gerichtete individuelle 
Verfolgungshandlung bzw. Verfolgungsgefahr geltend, sondern stützte ihr ausreisekausales Vorbringen auf die 
vermeintlichen - wiederum von ihrem Ehegatten abgeleiteten - Probleme ihres Sohnes mit der georgischen 
Polizei bzw. den georgischen Behörden. Dass die Beschwerdeführerin selbst einer asylrelevanten - sohin auch 
einer maßgeblichen Intensität erreichenden - Verfolgung ausgesetzt gewesen sei, vermochte sie mit diesem 
Vorbringen jedoch nicht glaubhaft zu machen, vor allem deshalb nicht, da die Beschwerdeführerin zu keiner Zeit 
Übergriffen auf ihre Person oder Bedrohungen bzw. sonstige gegen sie gerichtete individuelle 
Verfolgungshandlungen ausgesetzt gewesen sei bzw. solche nicht behauptete. Auch die von der 
Beschwerdeführerin getätigten Angaben hinsichtlich einer möglichen Gefährdung ihrer Person seitens der 
georgischen Behörden (im Falle einer Rückkehr) sind mangels Intensität nicht geeignet, eine Asylgewährung zu 
bewirken bzw. basieren diese lediglich auf Mutmaßungen und Hypothesen, welchen ohnedies keine 
Glaubwürdigkeit zugesprochen werden kann. 
 

Ungeachtet des Nichtvorliegens einer individuellen staatlichen Verfolgung der Beschwerdeführerin aus einem in 
der GFK taxativ aufgezählten Grund, war die Beschwerdeführerin nicht in der Lage, ihr behauptetes Vorbringen 
durch Bescheinigungsmittel, etwa durch Dokumente den Ehegatten bzw. den Krankenhausaufenthalt ihres 
Sohnes betreffend, zu untermauern. So vermeinte sie zwar, dass Dokumente zum Beweis für die Polizeitätigkeit 
ihres Ehegatten existieren, ihr es jedoch aufgrund der örtlichen Distanz nicht möglich sei, diese 
herbeizuschaffen; auch sei ihre Tochter während ihres vorübergehenden Verbleibes in Georgien nicht mehr in 
die Stadt gefahren, weshalb ihr eine Dokumentenvorlage schlichtweg verwehrt worden sei bzw. bleiben würde. 
Diese rechtfertigenden Ausführungen vermögen jedoch keinesfalls zu überzeugen, zumal nicht ersichtlich ist, 
weshalb es der Beschwerdeführerin trotz mehrfacher Aufforderung - in Anbetracht ihres mittlerweile schon 
knapp dreijährigen Aufenthaltes in Österreich - bis dato nicht möglich gewesen sein soll, in den Besitz derartiger 
Dokumente bzw. Beweismittel zu gelangen, dies vor allem im Hinblick darauf, als sie - ihren Angaben folgend - 
in Kontakt mit ihren dort ansässigen Familienangehörigen steht und keine plausiblen Gründe erkennbar sind, 
welche gegen eine postalische Übermittlung jener Unterlagen sprechen. Hinsichtlich des weiteren 
Erklärungsversuchs der Beschwerdeführerin, ihre Tochter sei von März 2007 bis zu ihrer Ausreise im Mai 2009 
nicht mehr in der Stadt (Tiflis) aufhältig gewesen und habe somit auch keinerlei Dokumente schicken können, ist 
auszuführen, dass aus dieser - ohnedies unglaubwürdigen - Begründung auch keinerlei Notwendigkeit bzw. 
Dringlichkeit am Erhalt solcher Unterlagen abgeleitet werden kann, zumal davon ausgegangen werden kann, 
dass bei tatsächlichem Bedarf der Tochter der Beschwerdeführerin ein einziger Stadtbesuch in einem Zeitraum 
von über zwei Jahren wohl zumutbar bzw. möglich gewesen wäre. Durch die vehemente Bestreitung und der 
unplausiblen Begründungen der Beschwerdeführerin hinsichtlich der Nichterlangung derartiger Unterlagen bzw. 
durch die Weigerung und Unterlassung der Vorlage diesbezüglicher Dokumente entsteht vielmehr der Eindruck, 
dass die Beschwerdeführerin ihre wahren Ausreisegründe zu verschleiern versucht und gegenständliches 
Vorbringen auf einem reinen Gedankenkonstrukt basiert. 
 

Unter Zugrundelegung dieser Ausführungen konnte auch nicht festgestellt werden, dass der Ehegatte der 
Beschwerdeführerin, wie von ihr behauptet, in Georgien tatsächlich als Polizeibeamter bzw. XXXX tätig 
gewesen ist bzw. mit den Untersuchungen des im Jahre 2006 an den Banker namens XXXXverübten Mordes 
betraut und aufgrund seiner im Zuge der durchgeführten Ermittlungen erlangten - jedoch geheimen - Kenntnisse 
über die tatsächlichen Mörder des Finanzmanagers bzw. über die Intrige des georgischen Staates hinsichtlich des 
in Auftrag gegebenen Mordes Bedrohungen und tätlichen Übergriffen seitens der georgischen Regierung 
ausgesetzt gewesen ist. Vor diesem Hintergrund konnte auch nicht festgestellt werden, dass die 
Beschwerdeführerin selbst - resultierend aus den vermeintlichen Problemen ihres Ehegatten - einer (von ihr 
ohnehin nicht behaupteten) staatlichen Verfolgung in ihrem Heimatland ausgesetzt gewesen ist bzw. eine solche 
zu befürchten hat. 
 

Soweit in diesem Zusammenhang die Beschwerdeführerin in ihrem Beschwerdeschriftsatz die mangelnde 
Ermittlungstätigkeit des Bundesasylamtes bzw. die nicht hinreichende Hinterfragung des von ihr vorgetragenen 
Sachverhalts rügte und zugleich vermeinte, dass sich vor allem ihre Angaben betreffend die 
Misshandlungsvorwürfe ihres Ehegatten mit allgemein bekannten Berichten über Foltervorwürfen in 
Polizeigewahrsam (A.I., Jahresbericht 2007, Georgien) decken würden, ist zunächst auszuführen, dass die 
behaupteten Gewaltanwendungen an ihrem Ehegatten im Lichte der fehlenden Feststellbarkeit der tatsächlichen 
Polizeitätigkeit bzw. -ermittlungen ihres Ehegatten bzw. der behaupteten Verfolgung desselben schon deshalb 
unbeachtlich waren. Ergänzend sei anhand der aktuellen Länderfeststellungen weiters angemerkt, dass sich die 
Polizeiarbeit in Georgien merklich professionalisiert hat, die Korruption verringert werden konnte sowie die 
Anzeigen betreffend missbräuchliche Gewaltanwendung deutlich zurückgegangen sind. Kommt es dennoch zu 
derartigen Fällen, steht jedem Bürger in Georgien zudem die Institution des Ombudsmannes zum Schutze der 
Menschenrechte zur Verfügung, wobei die Schwerpunktbereiche im Kampf gegen Polizeigewalt sowie in der 
Verbesserung der Bedingungen in den Haftanstalten liegen. Des Weiteren wurden von Amts wegen Recherchen 
zum Mordfall XXXX vorgenommen und haben diese ergeben, dass das Opfer Ende Februar 2006 ermordet 
wurde sowie Anfang März 2006 vier hochrangige Mitarbeiter des georgischen Innenministerium verhaftet und 
im Juli 2006 zu acht bzw. sieben Jahren Haft verurteilt wurden. Auch im Lichte dieser von den Angaben der 
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Beschwerdeführerin - wenn auch für die Entscheidung nicht primär maßgeblichen - abweichenden 
Ermittlungsergebnissen drängt sich der Schluss auf, dass sich die Beschwerdeführerin zur Begründung ihres 
gegenständlichen Antrages einer medialen Rahmengeschichte bediente. 
 

Zusammenfassend bleibt somit festzuhalten, dass die von der Beschwerdeführerin getätigten Angaben über die 
berufliche Involvierung ihres Ehegatten in den Mordfall XXXX nicht bestätigt werden konnte, weshalb auch 
keine aus der vermeintlichen beruflichen Tätigkeit ihres Ehegatten ableitbare asylrelevante Verfolgung der 
Beschwerdeführerin feststellbar war. Diese Ausführungen spiegeln sich auch in dem Umstand wider, dass - den 
Angaben der Beschwerdeführerin in der mündlichen Beschwerdeverhandlung folgend - weder ihr Neffe, welcher 
mit der Beschwerdeführerin zeitgleich das Heimatland verließ und in weiterer Folge nach Spanien bzw. Italien 
weiterreiste, noch ihre Tochter bis heute einen Asylantrag gestellt haben, diese somit offenbar keine 
Notwendigkeit sahen in Spanien oder Italien internationalen Schutz zu beantragen. 
 

Es wird an dieser Stelle ergänzend auf die beweiswürdigenden Ausführungen des Asylgerichtshofes im 
Erkenntnis vom heutigen Tag den Sohn der Beschwerdeführerin betreffend verwiesen, welche zur Feststellung 
geführt haben, dass der Sohn der Beschwerdeführerin und damit in mittelbarer Folge auch der 
Beschwerdeführerin selbst (mangels explizit angegebener eigener Gründe für eine Verfolgung) jegliche 
Glaubwürdigkeit betreffend einer Verfolgung im Sinne der GFK abzusprechen war. 
 

Hinsichtlich etwaiger wirtschaftlicher Schwierigkeiten ist zudem anzumerken, dass wirtschaftliche Probleme 
objektiv nicht dazu geeignet sind, die Flüchtlingseigenschaft im Sinne der GFK zu begründen. Der bloße 
Wunsch in Österreich ein besseres Leben aufgrund eines erhofften leichteren Zugangs zum Arbeitsmarkt zu 
haben, vermag die Gewährung von Asyl jedenfalls nicht zu rechtfertigen. 
 

Die allgemeinen Feststellungen resultieren aus den behördlicherseits erhobenen Fakten aufgrund vorliegender 
Länderdokumentationsunterlagen. Die Länderfeststellungen basieren auf mannigfaltigen Quellen, denen keine 
Voreingenommenheit unterstellt werden kann. Den dem gegenständlichen Erkenntnis zugrunde gelegten 
Länderfeststellungen ist die Beschwerdeführerin nicht in qualifizierter Form entgegengetreten, zumal die in der 
mündlichen Verhandlung vor dem Asylgerichtshof am 15.10.2009 vorgebrachten Argumente nicht geeignet 
waren, an der Objektivität dieser Länderberichte Zweifel aufkommen zu lassen. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

1. Gemäß § 75 Abs. 7 Z 1 Asylgesetz 2005 idF BGBl. I 4/2008 sind Verfahren, die am 1. Juli 2008 beim 
unabhängigen Bundesasylsenat anhängig sind, vom Asylgerichtshof weiterzuführen; Mitglieder des 
unabhängigen Bundesasylsenates, die zu Richtern des Asylgerichtshofes ernannt worden sind, haben alle bei 
ihnen anhängigen Verfahren, in denen bereits eine mündliche Verhandlung stattgefunden hat, als Einzelrichter 
weiterzuführen. 
 

Da im vorliegenden Verfahren bereits vor dem 1. Juli 2008 eine mündliche Verhandlung vor dem nunmehr 
zuständigen Richter stattgefunden hat, ist von einer Einzelrichterzuständigkeit auszugehen. 
 

Gemäß § 23 Abs. 1 AsylGHG sind, soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100, nicht 
anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an 
die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. 
 

2.1. Flüchtling i.S.d. Asylgesetzes ist, wer aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, 
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu 
werden, sich außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht 
nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich infolge obiger 
Umstände außerhalb des Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im 
Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren. 
 

Eine Furcht kann nur dann wohlbegründet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter 
Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob 
sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft 
begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgründen fürchten würde (VwGH 9.5.1996, Zl.95/20/0380). 
 

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die vom Staat zu schützende 
persönliche Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die 
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Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begründen. Die Verfolgungsgefahr 
steht mit der wohlbegründeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegründeten 
Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen 
Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (z.B. VwGH vom 
19.12.1995, Zl. 94/20/0858, VwGH vom 14.10.1998. Zl. 98/01/0262).Die Verfolgungsgefahr muss nicht nur 
aktuell sein, sie muss auch im Zeitpunkt der Bescheiderlassung vorliegen (VwGH 05.06.1996, Zl. 95/20/0194). 
 

Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der Genfer Konvention genannten Gründen haben und muss 
ihrerseits Ursache dafür sein, dass sich die betreffende Person außerhalb ihres Heimatlandes befindet. 
 

2.2. Im gegenständlichen Fall sind nach Ansicht des Asylgerichtshofes die dargestellten Voraussetzungen, 
nämlich eine aktuelle Verfolgungsgefahr aus einem in der GFK angeführten Grund nicht gegeben. Weder die 
Beschwerdeführerin selbst noch ihr Sohn vermochten nämlich eine asylrelevante Verfolgung zu keinem 
Zeitpunkt des Asylverfahrens vor dem Bundesasylamt bzw dem Asylgerichtshof anzugeben. 
 

Somit war die Beschwerde gegen Spruchpunkt I des Bescheides des Bundesasylamtes abzuweisen. 
 

3.1. Zum Ausspruch über die Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung der 
Beschwerdeführerin ist Folgendes auszuführen: 
 

Ist ein Antrag auf internationalen Schutz in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten 
abzuweisen, so hat die Behörde gemäß § 8 Abs. 1 AsylG dem Fremden den Status des subsidiär 
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden 
in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 oder Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 
6 oder Nr. 13 der Konvention bedeuten würde oder für den ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des 
Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 
innerstaatlichen Konflikts mit sich bringen würde. 
 

Zur Auslegung des § 8 AsylG iVm § 50 FPG 2005 (Gemäß Art. 5 § 1 des Fremdenrechtspakets BGBl. I 
100/2005 ist das FrG mit Ablauf des 31.12.2005 außer Kraft getreten; am 1.1.2006 ist gemäß § 126 Abs. 1. 

Fremdenpolizeigesetz 2005 (Art. 3 BG BGBl. I 100/2005; in der Folge: 

FPG) das FPG in Kraft getreten. Gemäß § 124 Abs. 2 FPG treten, soweit in anderen Bundesgesetzen auf 
Bestimmungen des FrG verweisen wird, an deren Stelle die entsprechenden Bestimmungen des FPG. Demnach 
ist die Verweisung des Art. 8 Abs. 1 AsylG auf § 57 FrG nunmehr auf die "entsprechenden Bestimmungen" des 
FPG zu beziehen, das ist § 50 FPG.) ist die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu § 37 Fremdengesetz, 
BGBl. Nr. 838/1992 und § 57 Fremdengesetz, BGBl I Nr. 126/2002 BGBL, heranzuziehen. Danach erfordert die 
Feststellung nach dieser Bestimmung das Vorliegen einer konkreten, den Beschwerdeführer betreffenden, 
aktuellen, durch staatliche Stellen zumindest gebilligten oder (infolge nicht ausreichenden Funktionierens der 
Staatsgewalt) von diesen nicht abwendbaren Gefährdung bzw. Bedrohung. Ereignisse, die bereits längere Zeit 
zurückliegen, sind daher ohne Hinzutreten besonderer Umstände, welche ihnen noch einen aktuellen Stellenwert 
geben, nicht geeignet, die begehrte Feststellung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen (vgl. VwGH 25.01.2001, Zl. 
2001/20/0011; VwGH 14.10.1998, Zl. 98/01/0122). Die Anforderungen an die Schutzwilligkeit und 
Schutzfähigkeit des Staates entsprechen jenen, wie sie bei der Frage des Asyls bestehen (VwGH 08.06.2000, Zl. 
2000/20/0141). Ereignisse, die bereits längere Zeit zurückliegen, sind daher nicht geeignet, die Feststellung nach 
dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht besondere Umstände hinzutreten, die ihnen einen aktuellen 
Stellenwert geben (vgl. VwGH 14.10.1998, Zl. 98/01/0122, VwGH 25.01.2001, Zl. 2001/20/0011). Die Gefahr 
muss sich auf das gesamte Staatsgebiet beziehen (z.B. VwGH 26.06.1997, Zl. 95/21/0294, VwGH 25.01.2001, 
Zl. 2000/20/0438, VwGH 30.05.2001, Zl. 97/21/0560). Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, 
durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird - auch ohne einer bestimmten 
Bevölkerungsgruppe oder Bürgerkriegspartei anzugehören -, der konkreten Gefahr einer Verletzung der durch 
Art. 3 MRK gewährleisteten Rechte ausgesetzt wäre, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen 
Staat entgegenstehen (VwGH 08.06.2000, Zl. 99/20/0203). Die bloße Möglichkeit einer dem Art. 3 MRK 
widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, genügt nicht, um seine 
Abschiebung in diesen Staat unter dem Gesichtspunkt des § 57 FrG als unzulässig erscheinen zu lassen; 
vielmehr müssen konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr 
ausgesetzt sein würde (VwGH 27.02.2001, Zl. 98/21/0427, VwGH 20.06.2002, Zl. 2002/18/0028). Im Übrigen 
ist auch im Rahmen des § 8 AsylG zu beachten, dass mit konkreten, durch entsprechende Bescheinigungsmittel 
untermauerten Angaben das Bestehen einer aktuellen Gefährdung bzw. Bedrohung im Sinne des § 57 Abs. 1 
oder 2 FrG glaubhaft zu machen ist (vgl. VwGH 25.01.2001, Zl. 2001/20/0011). 
 

Bei der Entscheidungsfindung ist insgesamt die Rechtsprechung des EGMR zur Auslegung der EMRK, auch 
unter dem Aspekt eines durch die EMRK zu garantierenden einheitlichen europäischen Rechtsschutzsystems als 
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relevanter Vergleichsmaßstab zu beachten. Dabei kann bei der Prüfung von außerhalb staatlicher 
Verantwortlichkeit liegender Gegebenheiten nur dann in der Außerlandesschaffung des Antragsstellers eine 
Verletzung des Art. 3 EMRK liegen, wenn außergewöhnliche, exzeptionelle Umstände, glaubhaft gemacht sind 
(vgl EGMR, Urteil vom 06.02.2001, Beschwerde Nr. 44599/98, Bensaid v United Kingdom und Henao v. The 
Netherlands, Unzulässigkeitsentscheidung vom 24.06.2003, Beschwerde Nr. 13669/03). 
 

3.2. Wie bereits oben ausgeführt, gelang es der Beschwerdeführerin nicht, eine Verfolgung im Sinne der GFK 
darzutun, daher bleibt zu prüfen, ob es im vorliegenden Fall begründete Anhaltspunkte dafür gibt, die 
Beschwerdeführerin liefe Gefahr, in Georgien, einer Bedrohung im Sinne des § 50 Abs. 1 FPG unterworfen zu 
werden. 
 

Unter Berücksichtigung der getroffenen Würdigung der Ergebnisse des Beweisverfahrens kann nicht 
angenommen werden, dass die Beschwerdeführerin im Falle ihrer Rückkehr in ihr Herkunftsland einer 
existentiellen Bedrohung ausgesetzt sein könnte, sodass die Abschiebung eine Verletzung des Art. 3 EMRK 
bedeuten würde (vgl. diesbezüglich das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 16.07.2003, 
2003/01/0059, zur "Schwelle" des Art. 3 EMRK). Sowohl die Beschwerdeführerin als auch ihr Sohn haben vor 
ihrer Ausreise in Georgien gearbeitet. Sie konnte in Georgien durchaus für ihren eigenen Lebensunterhalt 
sorgen. Der Beschwerdeführerin würden somit im Falle ihrer Rückkehr keine "außergewöhnlichen Umstände" 
wie etwa Hungertod, unzureichende medizinische Versorgung, eine massive Beeinträchtigung der Gesundheit 
oder gar der Verlust des Lebens drohen und es bestehen auch keine Hinweise dafür, dass sie in eine aussichtslose 
Lage geraten würde, ist doch davon auszugehen, dass sie im Falle einer Rückkehr ebenso staatliche Hilfe bzw. 
Hilfe durch NGO¿s in Anspruch nehmen kann. 
 

Der Asylgerichtshof verkennt auch nicht, dass die wirtschaftliche Lage der Beschwerdeführerin in ihrem 
Herkunftsstaat wahrscheinlich schlechter sein wird, als in Österreich, aus den getroffenen Ausführungen ergibt 
sich aber eindeutig, dass der Schutzbereich des Art. 3 EMRK nicht tangiert ist. 
 

Die Beschwerdeführerin hat schließlich auch weder eine lebensbedrohende Erkrankung noch einen sonstigen auf 
ihre Person bezogenen "außergewöhnlichen Umstand" behauptet oder bescheinigt, der ein 
Abschiebungshindernis im Sinne von Art. 3 EMRK iVm § 8 Abs. 1 AsylG darstellen könnte. 
 

Davon, dass praktisch jedem, der nach Georgien abgeschoben wird, Gefahr für Leib und Leben in einem Maße 
drohen, dass die Abschiebung im Lichte des Art. 3 EMRK unzulässig erschiene, kann aufgrund der getroffenen 
Feststellungen nicht die Rede sein. 
 

Weder aus den Angaben der Beschwerdeführerin zu den Gründen, die für die Ausreise maßgeblich gewesen 
sind, noch aus den Ergebnissen des Ermittlungsverfahrens ist im konkreten Fall ersichtlich, dass jene gemäß der 
Judikatur des EGMR geforderte Exzeptionalität der Umstände vorliegen würde, um die Außerlandesschaffung 
eines Fremden im Hinblick auf außerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegende Gegebenheiten im Zielstaat im 
Widerspruch zu Art. 3 EMRK erscheinen zu lassen (VwGH 21.08.2001, 2000/01/0443). 
 

Somit war die Beschwerde gegen Spruchpunkt II des Bescheides des Bundesasylamtes abzuweisen. 
 

4.1. Zum Ausspruch über die Ausweisung der Beschwerdeführerin ist Folgendes auszuführen: 
 

Ist ein Antrag auf internationalen Schutz abzuweisen und wurde festgestellt, dass dem Fremden der Status des 
subsidiär Schutzberechtigen nicht zukommt, hat die Behörde diesen Bescheid mit der Ausweisung zu verbinden 
(§ 10 Abs. 1 AsylG). Der Gesetzgeber beabsichtigt durch die zwingend vorgesehene Ausweisung von 
Asylwerbern, eine über die Dauer des Asylverfahrens hinausgehende Aufenthaltsverfestigung im Inland von 
Personen, die sich bisher bloß auf Grund ihrer Asylantragstellung im Inland aufhalten durften, zu verhindern 
(VfGH 17.03.2005, G 78/04 u.a.). Bei einer Ausweisungsentscheidung nach § 10 Abs. 1 AsylG ist auf Art. 8 
EMRK Bedacht zu nehmen (VfGH 15.10.2004, G 237/03; 17.03.2005, G 78/04 u. a.). Nach § 10 Abs 2 Z 2 
AsylG ist eine Ausweisung unzulässig, wenn sie eine Verletzung von Art 8 EMRK darstellen würde. 
 

Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner 
Wohnung und seines Briefverkehrs. Der Eingriff einer öffentlichen Behörde in Ausübung dieses Rechts ist 
gemäß Art. 8 Abs. 2 EMRK nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme 
darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und 
Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von 
strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten 
anderer notwendig ist. 
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Zu den in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) zu Art. 8 EMRK 
entwickelten Grundsätzen zählt unter anderem auch, dass das durch Art. 8 EMRK gewährleistete Recht auf 
Achtung des Familienlebens, das Vorhandensein einer "Familie" voraussetzt. 
 

Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und 
(minderjährigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere verwandtschaftliche Beziehungen, sofern 
diese Beziehungen eine gewisse Intensität erreichen. In der bisherigen Spruchpraxis der Straßburger Instanzen 
wurden als unter dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK zu schützende Beziehungen bereits solche zwischen Enkel 
und Großeltern (EGMR 13.06.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 458; s. auch EKMR 07.12.1981, B 9071/80, X-
Schweiz, EuGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311), 
zwischen Eltern und erwachsenen Kindern und zwischen Onkel bzw. Tante und Neffen bzw. Nichten (EKMR 
19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; EKMR 05.07.1979, B 
8353/78, EuGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse Beziehungsintensität vorliegt (vgl. Baumgartner, 
ÖJZ 1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensität wurde von der 
Kommission auch für die Beziehung zwischen Eltern und erwachsenen Kindern gefordert (EKMR 06.10.1981, B 
9202/80, EuGRZ 1983, 215). Es kann eben nicht von vornherein davon ausgegangen werden, dass zwischen 
Personen, welche miteinander verwandt sind, immer auch ein ausreichend intensives Familienleben iSd Art. 8 
EMRK besteht, vielmehr ist dies von den jeweils gegebenen Umständen, von der konkreten Lebenssituation 
abhängig. Der Begriff des Familienlebens in Art. 8 EMRK setzt daher neben der Verwandtschaft auch andere, 
engere Bindungen voraus; die Beziehungen müssen eine gewisse Intensität aufweisen. So ist etwa darauf 
abzustellen, ob die betreffenden Personen zusammengelebt haben, ein gemeinsamer Haushalt vorliegt oder ob 
sie (finanziell) voneinander abhängig sind (vgl. dazu EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215; EKMR 
19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.2.1979, 7912/77, EuGRZ 1981, 118; EKMR 14.3.1980, 
8986/80, EuGRZ 1982, 311; Frowein - Peukert, Europäische Menschenrechtskonvention, EMRK - Kommentar, 
2. Auflage (1996) Rz 16 zu Art. 8 EMRK; Baumgartner, Welche Formen des Zusammenlebens schützt die 
Verfassung? ÖJZ 1998, 761; vgl. auch Rosenmayr, Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 
1, ebenso VwGH vom 26.1.2006, 2002/20/0423, vgl. auch VwGH vom 8.6.2006, Zl. 2003/01/0600-14, oder 
VwGH vom 26.1.2006, Zl.2002/20/0235-9, wo der VwGH im letztgenannten Erkenntnis feststellte, dass das 
Familienleben zwischen Eltern und minderjährigen Kindern nicht automatisch mit Erreichen der Volljährigkeit 
beendet wird, wenn das Kind weiter bei den Eltern lebt). 
 

Das Recht auf Achtung des Familienlebens im Sinne des Art 8 EMRK schützt das Zusammenleben der Familie. 
Es umfasst jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, Eheschließung oder Adoption verbundene 
Familienmitglieder, die effektiv zusammen leben. Der Begriff des Familienlebens ist nicht auf Familien 
beschränkt, die sich auf eine Heirat gründen, sondern schließt auch andere de facto Beziehungen ein; maßgebend 
ist beispielsweise das Zusammenleben eines Paares, die Dauer der Beziehung, die Demonstration der 
Verbundenheit durch gemeinsame Kinder oder auf andere Weise (EGMR Marcks, EGMR 23.04.1997, 10 ua). 
 

Gem. Art 8 Abs 2 EMRK ist ein Eingriff in das Grundrecht auf Privat- und Familienleben zulässig, wenn dies 
zur Erreichung der in Abs 2 leg cit genannten Ziele notwendig ist. Die zitierte Vorschrift nennt als solches Ziel 
u.a. die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, worunter nach der Judikatur des VwGH auch die 
geschriebene Rechtsordnung zu subsumieren ist. Die für den Aufenthalt von Fremden maßgeblichen 
Vorschriften finden sich - abgesehen von den spezifischen Regelungen des AsylG - seit 1.1.2006 nunmehr im 
NAG bzw. FPG. 
 

Der Rechtssprechung des EGMR folgend (vgl. aktuell Darren Omoregie u. a. gg. Norwegen, 31.07.2008, Bsw. 
Nr. 265/07) garantiert die Konvention Fremden kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in ein bestimmtes Land 
und begründet Art. 8 EMRK keine generelle Verpflichtung für den Staat, Einwanderer in seinem Territorium zu 
akzeptieren und Familienzusammenführungen zuzulassen. Jedoch hängt in Fällen, die sowohl Familienleben als 
auch Immigration betreffen, die staatliche Verpflichtung, Familienangehörigen von im Staat Ansässigen 
Aufenthalt zu gewähren, von der jeweiligen Situation der Betroffenen und dem Allgemeininteresse ab. Von 
Bedeutung sind dabei das Ausmaß des Eingriffs in das Familienleben, der Umfang der Beziehungen zum 
Konventionsstaat, ob im Ursprungsstaat unüberwindbare Hindernisse für das Familienleben bestehen, sowie ob 
Gründe der Einwanderungskontrolle oder Erwägungen zum Schutz der öffentlichen Ordnung für eine 
Ausweisung sprechen. Weiters führte der EGMR aus, dass es ua. eine wichtige Überlegung darstellt, ob das 
Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, an dem sich die betreffenden Personen bewusst waren, dass der 
Aufenthaltsstatus eines Familienmitgliedes derart war, dass der Forbestand des Familienlebens im Gastland vom 
vornherein unsicher war. Er stellte auch fest, dass die Ausweisung eines ausländischen Familienmitgliedes in 
solchen Fällen nur unter ganz speziellen Umständen eine Verletzung von Art. 8 EMRK bewirkt (vgl. auch 
EGMR 31.01.2006, Fall Rodrigues da Silva und Hoogkamer v. the Netherlands, Zahl 50.435/99). 
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Ist von einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme die gesamte Familie betroffen, greift sie lediglich in das 
Privatleben der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein; auch dann, wenn sich einige 
Familienmitglieder der Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR in Cruz Varas). 
 

4.2. Im vorliegenden Fall ergab sich - unter Bezugnahme auf die in der mündlichen Verhandlung gemachten 
Angaben - dass die Beschwerdeführerin über keine familiären Bindungen in Österreich verfügt. 
 

Da somit im gegenständlichen Fall kein unzulässiger Eingriff in das Familienleben der Beschwerdeführerin 
vorliegt - der Sohn der Beschwerdeführer wird mit Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom heutigen Tage 
ausgewiesen - bleibt zu prüfen, ob mit der Ausweisung ein Eingriff in deren Privatleben einhergeht. 
 

Die Ausweisung beeinträchtigt das Recht auf Privatsphäre eines Asylantragstellers dann in einem Maße, der sie 
als Eingriff erscheinen lässt, wenn über jemanden eine Ausweisung verhängt werden soll, der lange in einem 
Land lebt, eine Berufsausbildung absolviert, arbeitet und soziale Bindungen eingeht, ein Privatleben begründet, 
welches das Recht umfasst, Beziehungen zu anderen Menschen einschließlich solcher beruflicher und 
geschäftlicher Art zu begründen (Wiederin in Korinek/Holoubek, Bundesverfassungsrecht, 5. Lfg., 2002, Rz 52 
zu Art 8 EMRK). 
 

Hinsichtlich der Frage der Zulässigkeit des Eingriffes in das Recht auf Privatleben der Beschwerdeführerin ist im 
Hinblick auf die Judikatur des VwGH auszuführen, dass aufgrund der relativ kurzen Dauer des Aufenthaltes der 
Beschwerdeführerin (seit März 2007), des Fehlens von familiären Anknüpfungspunkten in Österreich sowie 
mangels Vorliegen besonderer sozialer oder wirtschaftlicher Anknüpfungspunkte, nicht von einer nachhaltigen 
Integration, die schwerer als das öffentliche Interesse wiegen würde, ausgegangen werden kann (siehe VwGH 
vom 16.06.2000, Zl. 97/21/0349 zur Erlassung eines Bescheides betreffend die Ausweisung eines Fremden bei 
einer Aufenthaltsdauer von ca. zweieinhalb Jahren). 
 

Nach der jüngsten Rechtsprechung des EGMR (EGMR 08.04.2008, Nnyanzi 

v. the United Kingdom, 21878/06 bzgl. einer ugandischen Staatsangehörigen die 1998 einen Asylantrag im 
Vereinigten Königreich stellte) ist im Hinblick auf die Frage eines Eingriffes in das Privatleben maßgeblich 
zwischen niedergelassenen Zuwanderern, denen zumindest einmal ein Aufenthaltstitel erteilt wurde und 
Personen, die lediglich einen Asylantrag gestellt haben und deren Aufenthalt somit bis zur Entscheidung im 
Asylverfahren unsicher ist, zu unterscheiden (im Falle der Beschwerdeführerin Nnyanzi wurde die Abschiebung 
nicht als ein unverhältnismäßiger Eingriff in ihr Privatleben angesehen, da von einem grundsätzlichen 
Überwiegen des öffentlichen Interesses an einer effektiven Zuwanderungskontrolle ausgegangen wurde). 
 

Zu verweisen ist auch auf die jüngste Rechtsprechung des VfGH vom 29.11.2007, Zl. B 1958/07-9 wonach in 
einem ähnlich gelagerten Fall (der Beschwerdeführer aus dem Kosovo hielt sich mit seiner Familie im Zeitpunkt 
der Bescheiderlassung durch den UBAS etwa zwei Jahre in Österreich auf - siehe UBAS vom 15.10.2007, Zahl: 

301.106-C1/7E-XV/53/06) die Behandlung der Beschwerde wegen Verletzung des Art. 8 EMRK abgelehnt 
wurde. Der VfGH führte aus, dass der belangten Behörde aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht entgegen 
getreten werden könne, wenn sie schon angesichts der kurzen Dauer des Inlandsaufenthaltes davon ausgehe, dass 
das öffentliche Interesse an der Beendigung des Aufenthalts von Fremden ohne Aufenthaltstitel das Interesse an 
der Achtung des Privat- und Familienlebens überwiegt. 
 

Der VwGH hat im Erkenntnis vom 26.06.2007, Zl. 2007/01/0479, festgehalten, dass ein dreijähriger auf die 
Stellung eines Asylantrages gestützter Aufenthalt im Bundesgebiet (regelmäßig) keine rechtlich relevante 
Bindung zum Aufenthaltsstaat begründet. 
 

Auszuführen ist in diesem Zusammenhang, dass bei Bejahung eines Eingriffes in das Privatleben (infolge 
beginnender Integration des Beschwerdeführers in Österreich) des Beschwerdeführers, die nach Art. 8 Abs. 2 
EMRK gebotene Interessensabwägung nach den oben angeführten Kriterien zu seinen Lasten ausfallen würde. 
 

Nach Ansicht des Asylgerichtshofes fällt somit unter Zugrundelegung dieser Kriterien die nach Art. 8 Abs. 2 
EMRK gebotene Abwägung zu Lasten der Beschwerdeführerin aus; dies insbesondere im Hinblick darauf, dass 
sich zum Entscheidungszeitpunkt die illegal eingereiste Beschwerdeführerin insgesamt lediglich 32 Monate in 
Österreich aufhält. Aufgrund der relativ kurzen Dauer des Aufenthaltes der Beschwerdeführerin in Österreich 
kann somit nicht von einer nachhaltigen Integration, die schwerer als das öffentliche Interesse an der 
Effektuierung der negativen Asylentscheidung in Folge einer in der Substanz unbegründeten Asylantragstellung 
wiegen würde, ausgegangen werden. Zudem ist festzuhalten, dass ohnehin das öffentliche Interesse an einer 
Beendigung des Aufenthaltes von Fremden ohne Aufenthaltstitel und somit an einer effektiven 
Zuwanderungskontrolle das Interesse der Beschwerdeführerin am Weiterverbleib im Bundesgebiet überwiegt 
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und folglich durch das Überwiegen der öffentlichen Interessen von keiner Verletzung des Privatlebens im Sinne 
des Art. 8 EMRK gesprochen werden kann. 
 

Es liegt somit zusammengefasst kein unzulässiger Eingriff in ein zu schützendes Privat- und Familienleben vor. 
Die Ausweisung der Beschwerdeführerin nach Georgien ist daher zulässig. 
 

Es war somit insgesamt spruchgemäß zu entscheiden. 


